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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 1017/68 DES RATES

vom 19. Juli 1968

über die Anwendung von Wettbewerbsregeln auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen­
und Binnenschiffsverkehrs

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf
die Artikel 75 und 87,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozial­
ausschusses (2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Auf Grund der Verordnung Nr. 141 des Rates über
die Nichtanwendung der Verordnung Nr. 17 des
Rates auf den Verkehr (3 ) findet die Verordnung Nr.
17 ( 4 ) auf Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein­
ander abgestimmte Verhaltensweisen auf dem Ge­
biet des Verkehrs , welche die Festsetzung von Be­
förderungsentgelten und -bedingungen, die Be­
schränkung oder die Überwachung des Angebots an
Verkehrsleistungen oder die Aufteilung der Ver­
kehrsmärkte bewirken, sowie auf beherrschende
Stellungen auf dem Verkehrsmarkt im Sinne des Ar­
tikels 86 des Vertrages keine Anwendung.

Durch die Verordnung Nr. 1002/67/EWG (5 ) ist
die Nichtanwendung der Verordnung Nr. 17 für den
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr bis
zum 30. Juni 1968 befristet worden.

Die Festlegung von Wettbewerbsregeln für den Ei­
senbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr stellt
eine Maßnahme sowohl der gemeinsamen Verkehrs­
politik als auch der allgemeinen Wirtschaftspolitik
dar.

Bei der Festlegung der auf diesen Gebieten an­
wendbaren Wettbewerbsregeln müssen die Beson­
derheiten des Verkehrs berücksichtigt werden .

Die Wettbewerbsregeln für den Verkehrssektor
weichen von den allgemeinen Wettbewerbsregeln
ab ; daher muß es den Unternehmen ermöglicht wer­
den, die in jedem einzelnen Fall anzuwendende Re­
gelung zu kennen .

Die Einführung einer Wettbewerbsregelung auf dem
Verkehrssektor läßt es wünschenswert erscheinen,
daß die gemeinsame Finanzierung oder Anschaffung
von Transportmaterial zur gemeinsamen Verwen­
dung durch bestimmte Unternehmensgemeinschaften
sowie einige mit dem Eisenbahn-, Straßen- und Bin­
nenschiffsverkehr verbundene Tätigkeiten des Ver­
kehrshilfsgewerbes in gleichem Maße in die Rege­
lung einbezogen werden.

Damit der Handel zwischen Mitgliedstaaten nicht
beeinträchtigt und der Wettbewerb innerhalb des Ge­
meinsamen Marktes nicht verfälscht wird, ist es an­
gezeigt, Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Be­
schlüsse von Unternehmensvereinigungen und zwi­
schen Unternehmen abgestimmte Verhaltensweisen
sowie die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherr­
schenden Stellung auf dem Gemeinsamen Markt, die
derartige Wirkungen haben können, für die drei
vorgenannten Verkehrsträger grundsätzlich zu ver­
bieten .

Bestimmte Arten von Vereinbarungen, Beschlüssen
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen auf
dem Gebiet des Verkehrs, die ausschließlich die An­
wendung technischer Verbesserungen oder eine tech­
nische Zusammenarbeit bezwecken und bewirken,
können vom Kartellverbot ausgenommen werden,
da sie zur Verbesserung der Produktivität beitra­
gen . Der Rat kann sich im Lichte der Erfahrungen
auf Grund der Anwendung dieser Verordnung ver­
anlaßt sehen, die Liste dieser Arten von Verein­
barungen auf Vorschlag der Kommission zu än­
dern .

(') ABl . Nr. 205 vom 11 . 12 . 1964, S. 3505/64.
(2 ) ABl . Nr. 103 vom 12. 6 . 1965 , S. 1792/65 .
(3 ) ABl . Nr. 124 vom 28 . 11 . 1962, S. 2751/62.
( 4 ) ABl. Nr. 13 vom 21 . 2 . 1962 , S. 204/62.
(5 ) ABl. Nr. 306 vom 16. 12. 1967, S. 1 .
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Um eine Verbesserung der mitunter allzu stark auf­
gesplitterten gewerblichen Struktur auf dem Gebiet
des Straßen- und Binnenschiffsverkehrs zu fördern,
ist es ferner angezeigt, Vereinbarungen, Beschlüsse
und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen zur
Schaffung und zum Betrieb von Unternehmensge­
meinschaften des Straßen- und Binnenschiffsver­
kehrs, die der Durchführung von Beförderungsauf­
trägen einschließlich der gemeinsamen Finanzierung
oder Anschaffung von Transportmaterial zur ge­
meinsamen Verwendung dienen, von dem Kartell­
verbot auszunehmen. Eine solche Globalausnahme
kann nur gewährt werden, sofern die Gesamtlade­
kapazität einer Unternehmensgemeinschaft eine be­
stimmte Höchstgrenze nicht übersteigt und die Ka­
pazität der an der Gemeinschaft beteiligten Einzel­
unternehmen bestimmte Grenzen nicht überschrei­
tet, die so festgesetzt sind, daß keines dieser Un­
ternehmen eine beherrschende Stellung innerhalb
der Unternehmensgemeinschaft erlangen kann. Die
Kommission muß jedoch die Möglichkeit haben, ge­
gen solche Vereinbarungen einzuschreiten, wenn sie
im Einzelfall Auswirkungen haben, die mit den Be­
dingungen dafür, daß ein Kartell als zulässig an­
erkannt werden kann, unvereinbar sind und einen
Mißbrauch der Ausnahme darstellen . Der Umstand,
daß eine Unternehmensgemeinschaft über eine die
festgesetzte Höchstgrenze überschreitende Gesamt­
ladekapazität verfügt oder wegen der Kapazität der
an der Gemeinschaft beteiligten Einzelunternehmen
für die Globalausnahme nicht in Betracht kommt,
schließt jedoch nicht aus, daß es sich in ihrem Fall
um eine zulässige Vereinbarung, einen zulässigen
Beschluß oder eine zulässige abgestimmte Verhal­
tensweise handeln kann, sofern sie die in dieser
Verordnung hierfür festgesetzten Voraussetzungen
erfüllt.

Trägt eine Vereinbarung, ein Beschluß oder eine
abgestimmte Verhaltensweise zur Verbesserung der
Qualität der Verkehrsleistungen oder auf den Märk­
ten, auf denen Angebot und Nachfrage starken zeit­
lichen Schwankungen unterliegen, zur Verbesserung
der Kontinuität und Stabilität der Befriedigung des
Verkehrsbedarfs oder zur Steigerung der Produktivi­
tät der Unternehmen oder zur Förderung des tech­
nischen oder wirtschaftlichen Fortschritts bei, so sollte
das Verbot für nicht anwendbar erklärt werden kön­
nen . Voraussetzung hierfür ist jedoch, daß bei einer
Vereinbarung, einem Beschluß oder einer abgestimm­
ten Verhaltensweise den Interessen der Verkehrs­
nutzer in billiger Weise Rechnung getragen wird, den
betreffenden Unternehmen nur die zur Erreichung
der genannten Ziele unbedingt erforderlichen Be­
schränkungen auferlegt werden und diesen Unter­
nehmen nicht die Möglichkeit gegeben wird, den
Wettbewerb auf einem wesentlichen Teil des Ver­
kehrsmarktes auch im Hinblick auf die Substitutions­
konkurrenz der anderen Verkehrsträger auszuschal­
ten.

Solange der Rat im Rahmen der gemeinsamen Ver­
kehrspolitik keine geeigneten Maßnahmen in Kraft
gesetzt hat, um die Stabilität eines einzelnen Be­
reiches des Verkehrsmarktes sicherzustellen , ist es
— nachdem der Rat einen Krisenzustand festgestellt
hat — angezeigt, in dem betreffenden Marktbereich
die Vereinbarungen zu genehmigen, die zur Ver­
ringerung der sich aus der Struktur des Verkehrs­
marktes ergebenden Störungen erforderlich sind.

Es ist angezeigt, daß die Mitgliedstaaten auf dem
Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs­
verkehrs in bezug auf öffentliche Unternehmen und
Unternehmen, denen sie besondere oder ausschließ­
liche Rechte gewähren, keine dieser Verordnung wi­
dersprechenden Maßnahmen treffen oder beibehalten.
Es ist ferner angezeigt, daß Unternehmen, die mit
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse betraut sind, den Bestimmungen dieser Ver­
ordnung unterliegen, soweit deren Anwendung nicht
die Erfüllung der ihnen übertragenen besonderen
Aufgabe rechtlich oder tatsächlich verhindert, ohne
daß jedoch die Entwicklung des Handelsverkehrs in
einem Ausmaß beeinträchtigt wird, das dem Inter­
esse der Gemeinschaft zuwiderläuft . Die Kommission
muß die Möglichkeit haben, für die Anwendung die­
ser Grundsätze zu sorgen und zu diesem Zweck ge­
eignete Richtlinien oder Entscheidungen an die Mit­
gliedstaaten zu richten.

Die Einzelheiten der Anwendung der materiellrecht­
lichen Vorschriften dieser Verordnung müssen so
festgelegt werden, daß sie dem Erfordernis einer
wirksamen Überwachung bei möglichst einfacher Ver­
waltungskontrolle entsprechen . Andererseits ist das
Erfordernis der rechtlichen Sicherheit der Unterneh­
men zu berücksichtigen.

Es ist in erster Linie Sache der Unternehmen, zu
beurteilen, ob bei ihren Vereinbarungen, Beschlüssen
oder abgestimmten Verhaltensweisen den Wett­
bewerb beschränkende Auswirkungen oder wirt­
schaftlich günstige Auswirkungen, die diese Be­
schränkungen rechtfertigen können, überwiegen . Sie
sollten auf diese Weise unter eigener Verantwortung
feststellen , ob diese Vereinbarungen, Beschlüsse oder
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen zulässig
sind oder nicht .

Den Unternehmen muß daher gestattet werden, Ver­
einbarungen zu schließen und anzuwenden, ohne sie
bekanntgeben zu müssen ; es ergibt sich somit für sie
das Risiko einer rückwirkenden Nichtigkeit für den
Fall , daß diese Vereinbarungen auf Grund einer Be­
schwerde oder von Amts wegen durch die Kom­
mission geprüft werden, jedoch unbeschadet der
Möglichkeit , daß diese Vereinbarungen im Falle einer
solchen nachträglichen Prüfung rückwirkend für zu­
lässig erklärt werden .
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In gewissen Fällen können jedoch die Unternehmen
die Hilfe der zuständigen Behörden wünschen, um
die Gewißheit zu erlangen, daß ihre Vereinbarungen,
Beschlüsse oder aufeinander abgestimmten Verhal­
tensweisen mit den geltenden Vorschriften in Ein­
klang stehen . Zu diesem Zweck sollte ein Verfahren
eingeführt werden, nach dem die Unternehmen bei
der Kommission einen Antrag stellen können und
der wesentliche Teil dieses Antrags im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht wird, so
daß betroffene Dritte Bemerkungen zu der betreffen­
den Vereinbarung mitteilen können . Legen die Mit­
gliedstaaten oder betroffene Dritte keine Beschwerden
ein und teilt die Kommission nicht innerhalb einer
festgesetzten Frist den Antragstellern mit, daß hin­
sichtlich der Zulässigkeit der betreffenden Ver­
einbarung erhebliche Zweifel bestehen, so gilt die
Vereinbarung für die zurückliegende Zeit und für die
nächsten drei Jahre als von dem Verbot freigestellt .

Wegen des Ausnahmecharakters der Vereinbarungen,
die notwendig sind, um im Falle eines vom Rat
festgestellten Krisenzustands die sich aus der Struktur
des Verkehrsmarktes ergebenden Störungen zu ver­
ringern, sollte vorgesehen werden, daß Unternehmen,
die die Genehmigung einer solchen Vereinbarung er­
halten möchten, diese bei der Kommission anmelden
müssen. Die Genehmigung der Kommission würde
erst zum Zeitpunkt ihrer Erteilung wirksam werden.
Die Gültigkeitsdauer einer solchen Genehmigung
dürfte drei Jahre nach Feststellung des Krisenzustands
durch den Rat nicht überschreiten und die Erneue­
rung der Entscheidung muß davon abhängig sein,
daß der Rat erneut den Krisenzustand feststellt. Auf
jeden Fall muß die Genehmigung spätestens sechs
Monate nach dem Zeitpunkt, zu dem der Rat ge­
eignete Maßnahmen zur Sicherstellung der Stabilität
des von der Vereinbarung betroffenen Verkehrs­
marktes in Kraft gesetzt hat, ungültig werden.

Um eine einheitliche Anwendung der Wettbewerbs­
regeln für den Verkehr im Gemeinsamen Markt zu
gewährleisten, ist es notwendig, die Vorschriften fest­
zulegen, nach denen die Kommission in enger und
stetiger Verbindung mit den zuständigen Behörden
der Mitgliedstaaten die zur Anwendung dieser Wett­
bewerbsregeln erforderlichen Maßnahmen treffen
kann.

liehe Ausnutzung einer beherrschenden Stellung zu er­
mitteln .

Falls nach Ansicht eines Mitgliedstaats bei der An­
wendung der Verordnung in einem bestimmten Fall
Grundsatzfragen der gemeinsamen Verkehrspolitik
aufgeworfen werden, sollte der Rat die Möglichkeit
haben, diese Grundsatzfragen zu prüfen. Es ist an­
gebracht, daß dem Rat alle allgemeinen Fragen
unterbreitet werden können, die sich aus der An­
wendung der Wettbewerbspolitik auf dem Gebiet
des Verkehrs ergeben . Mit einem entsprechenden
Verfahren ist sicherzustellen, daß die Entscheidung
zur Anwendung dieser Verordnung in einem be­
stimmten Fall von der Kommission erst nach der
Prüfung der Grundsatzfragen durch den Rat und
unter Berücksichtigung der dabei erarbeiteten Leit­
sätze erlassen wird.

Zur Erfüllung ihrer Aufgabe, für die Anwendung
dieser Verordnung Sorge zu tragen, muß die Kom­
mission das Recht haben, an Unternehmen oder
Unternehmensvereinigungen Empfehlungen und Ent­
scheidungen zu richten mit dem Ziel, Zuwiderhand­
lungen gegen die Verordnungsbestimmungen über
das Verbot bestimmter Vereinbarungen, Beschlüsse
und Verhaltensweisen abzustellen .

Die Beachtung der mit dieser Verordnung aufge­
stellten Verbote und die Erfüllung der in Anwendung
dieser Verordnung den Unternehmen und Unterneh­
mensvereinigungen auferlegten Pflichten müssen
durch Geldbußen und Zwangsgelder sichergestellt
werden können.

Es ist zweckdienlich, das Recht der beteiligten Unter­
nehmen zu gewährleisten, von der Kommission an­
gehört zu werden, dritten Personen, deren Interessen
durch eine Entscheidung betroffen werden können,
vorher Gelegenheit zur Äußerung zu geben sowie eine
weitgehende Veröffentlichung der getroffenen Ent­
scheidungen sicherzustellen.

Es ist angebracht, dem Gerichtshof nach Artikel 172
des Vertrages eine Zuständigkeit zu übertragen, wel­
che die Befugnis zu unbeschränkter Ermessensnach­
prüfung bei solchen Entscheidungen umfaßt, durch
welche Geldbußen oder Zwangsgelder auferlegt wer­
den .

Um es den Unternehmen zu erleichtern, die am Tage
der Veröffentlichung dieser Verordnung im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften bestehenden
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge­
stimmten Verhaltensweisen an die neue Regelung an­
zupassen, erscheint es zweckmäßig, daß das in dieser
Verordnung aufgestellte Verbot hierfür erst nach Ab­
lauf von sechs Monaten wirksam wird .

Zu diesem Zweck muß die Kommission die Mitwir­
kung der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
erhalten und außerdem im gesamten Bereich des Ge­
meinsamen Marktes über die Befugnis verfügen, Aus­
künfte zu verlangen und Nachprüfungen vorzuneh­
men, die erforderlich sind, um die nach dieser Ver­
ordnung verbotenen Vereinbarungen, Beschlüsse und
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen sowie
die nach dieser Verordnung verbotene mißbräuch
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Es empfiehlt sich, innerhalb einer angemessenen
Frist nach Abschluß der Gespräche, die mit den
dritten Unterzeichnerstaaten der revidierten Rhein­
schiffahrtsakte geführt werden, an der Verordnung
in ihrer Gesamtheit die Änderungen vorzunehmen,
die unter Berücksichtigung der Verpflichtungen aus
der revidierten Rheinschiffahrtsakte erforderlich wer­
den könnten.

Es ist angezeigt, an der Verordnung die Änderungen
vorzunehmen, die sich gegebenenfalls nach den bin­
nen drei Jahren gewonnenen Erfahrungen als not­
wendig erweisen . Unter Berücksichtigung der Ent­
wicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik während
des genannten Zeitraums ist insbesondere zu prüfen ,
ob es zweckmäßig ist, den Anwendungsbereich der
Verordnung auf Vereinbarungen, Beschlüsse und auf­
einander abgestimmte Verhaltensweisen sowie auf
die mißbräuchliche Ausnutzung beherrschender Stel­
lungen, die den Handel zwischen den Mitgliedstaaten
nicht beeinträchtigen, auszudehnen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Grundsätzliche Bestimmung

Auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Bin­
nenschiffsverkehrs gelten die nachstehenden Vor­
schriften für Vereinbarungen, Beschlüsse und auf­
einander abgestimmte Verhaltensweisen, welche die
Festsetzung von Beförderungsentgelten und -bedin­
gungen, die Beschränkung oder Überwachung des
Angebots von Verkehrsleistungen, die Aufteilung der
Verkehrsmärkte , die Anwendung technischer Ver­
besserungen oder die technische Zusammenarbeit ,
die gemeinsame Finanzierung oder den gemeinsamen
Erwerb von Verkehrsmaterial oder -Zubehör, die
unmittelbar mit der Verkehrsleistung verknüpft sind,
soweit dies für den gemeinsamen Betrieb einer Un­
ternehmensgemeinschaft des Straßen- und Binnen­
schiffsverkehrs gemäß Artikel 4 erforderlich ist, be­
zwecken oder bewirken, sowie für beherrschende
Stellungen auf dem Verkehrsmarkt. Diese Vorschrif­
ten gelten auch für die Tätigkeit des Verkehrshilfs­
gewerbes , die den oben bezeichneten Zweck oder
die oben bezeichneten Wirkungen haben.

Artikel 2

Verbot der Absprachen

Vorbehaltlich der Artikel 3 bis 6 sind mit dem Ge­
meinsamen Markt unvereinbar und verboten, ohne
daß dies einer vorherigen Entscheidung bedarf, alle
Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse
von Unternehmensvereinigungen und aufeinander
abgestimmte Verhaltensweisen, welche den Handel
zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen geeig­

net sind und eine Verhinderung, Einschränkung oder
Verfälschung des "Wettbewerbs innerhalb des Ge­
meinsamen Marktes bezwecken oder bewirken, ins­
besondere

a ) die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der
Beförderungspreise und -bedingungen oder son­
stiger Geschäftsbedingungen,

b ) die Einschränkung oder Kontrolle des Beförde­
rungsangebots , des Absatzes , der technischen Ent-,
wicklung oder der Investitionen,

c) die Aufteilung der Verkehrsmärkte,

d) die Anwendung unterschiedlicher Bedingungen
bei gleichwertigen Leistungen gegenüber Han­
delspartnern, wodurch diese im Wettbewerb be­
nachteiligt werden,

e) die an den Abschluß von Verträgen geknüpfte
Bedingung, daß die Vertragspartner zusätzliche
Leistungen annehmen, die weder sachlich noch
nach Handelsbrauch in Beziehung zu der Beför­
derungsleistung stehen .

Artikel 3

Gesetzliche Ausnahme für die technischen
Vereinbarungen

( 1 ) Das in Artikel 2 ausgesprochene Verbot gilt
nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinan­
der abgestimmte Verhaltensweisen, die ausschließ­
lich die Anwendung technischer Verbesserungen oder
die technische Zusammenarbeit bezwecken und be­
wirken, und zwar durch

a ) die einheitliche Anwendung von Normen und
Typen für Material , Betriebsmittel für den Ver­
kehr, Fahrzeuge und feste Einrichtungen,

b ) den Austausch oder die gemeinsame Verwendung
von Personal, Material, Fahrzeugen oder festen
Einrichtungen zur Durchführung von Beförde­
rungen ;

c) die Regelung und Durchführung von Anschluß­
beförderungen, ergänzenden Beförderungen, Er­
satzbeförderungen oder kombinierten Beförde­
rungen sowie die Aufstellung und Anwendung
von Gesamtpreisen und Gesamtbedingungen ein­
schließlich Wettbewerbspreisen auf diese Beförde­
rungen ;

d ) die Leitung des Verkehrs innerhalb desselben
Verkehrsträgers über den betrieblich zweckmä­
ßigsten Verkehrsweg,

e) die Abstimmung der Fahrpläne für aufeinander­
folgende Strecken,
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f) die Zusammenfassung von Einzelladungen,

g) die Aufstellung einheitlicher Regeln für die Struk­
tur der Beförderungstarife und die Bedingungen
für deren Anwendung, soweit dadurch nicht die
Preise und Beförderungsbedingungen festgelegt
werden .

(2) Die Kommission unterbreitet dem Rat gegebe­
nenfalls Vorschläge zur Ausweitung oder Kürzung
der Aufzählung in Absatz 1 .

Artikel 4

Ausnahme für Gemeinschaften
kleiner und mittlerer Unternehmen

( 1 ) Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander
abgestimmte Verhaltensweisen der in Artikel 2 be­
zeichneten Art sind von dem dort ausgesprochenen
Verbot ausgenommen, wenn sie folgendes zum Ge­
genstand haben :
— die Bildung und die Tätigkeit von Unternehmens­
gemeinschaften des Straßen- und Binnenschiffs­
verkehrs,

— die gemeinsame Finanzierung oder den gemein­
samen Erwerb von Verkehrsmaterial oder -zube­
hör, die unmittelbar mit der Verkehrsleistung
verknüpft sind, soweit dies für den gemeinsamen
Betrieb dieser Unternehmensgemeinschaften er­
forderlich ist,

und wenn die Gesamtladekapazität der Unterneh­
mensgemeinschaft folgende Mengen nicht über­
schreitet :

— 10 000 Tonnen bei Beförderungen im Straßen­
verkehr,

— 500 000 Tonnen bei Beförderungen im Binnen­
schiffsverkehr .

Die Kapazität jedes an der Gemeinschaft beteiligten
Einzelunternehmens darf 1000 Tonnen bei Beförde­
rungen im Straßenverkehr oder 50 000 Tonnen bei
Beförderungen im Binnenschiffsverkehr nicht über­
steigen.

(2) Hat die Durchführung von Vereinbarungen,
Beschlüssen oder aufeinander abgestimmten Verhal­
tensweisen der in Absatz 1 bezeichneten Art im Ein­
zelfall Wirkungen, die mit den in Artikel 5 bezeich­
neten Voraussetzungen unvereinbar sind und die ei­
nen Mißbrauch der Freistellung von Artikel 2 dar­
stellen , so können die beteiligten Unternehmen und
Unternehmensvereinigungen verpflichtet werden, die­
se Wirkungen abzustellen.

Artikel 5

Nichtanwendbarkeit des Verbots

Das Verbot des Artikels 2 kann mit rückwirkender
Kraft für nicht anwendbar erklärt werden auf

— Vereinbarungen oder Gruppen von Vereinbarun­
gen zwischen Unternehmen,

— Beschlüsse oder Gruppen von Beschlüssen von Un­
ternehmensvereinigungen,

— aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen oder
Gruppen von solchen,

die beitragen

— zur Verbesserung der Qualität der Verkehrsleistun­
gen oder

— zur Förderung einer größeren Kontinuität und
Stabilität der Befriedigung des Verkehrsbedarfs
auf den Märkten, auf denen Angebot und Nach­
frage starken zeitlichen Schwankungen unterlie­
gen, oder

— zur Steigerung der Produktivität der Unternehmen
oder

— zur Förderung des technischen oder wirtschaftli­
chen Fortschritts ,

und zwar unter angemessener Berücksichtigung der
Interessen der Verkehrsnutzer und ohne daß den be­
teiligten Verkehrsunternehmen

a) Beschränkungen auferlegt werden, die für die
Verwirklichung dieser Ziele nicht unerläßlich
sind , oder

b ) Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesent­
lichen Teil des betreffenden Verkehrsmarktes den
Wettbewerb auszuschalten.

Artikel 6

Vereinbarungen zur Verringerung der Störungen, die
sich aus der Struktur des Verkehrsmarktes ergeben

( 1 ) Solange der Rat im Rahmen der gemeinsamen
Verkehrspolitik keine geeigneten Maßnahmen in
Kraft gesetzt hat, um die Stabilität der einzelnen
Bereiche des Verkehrsmarktes sicherzustellen , kann
das Verbot des Artikels 2 bei Vereinbarungen, Be­
schlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltens­
weisen , die geeignet sind, die Störungen auf dem
betreffenden Markt zu verringern, für nicht anwend­
bar erklärt werden .

(2) Eine Entscheidung über die Nichtanwendung
des Verbots des Artikels 2 darf in dem Verfahren
des Artikels 14 erst erlassen werden, wenn der Rat
mit qualifizierter Mehrheit oder — nachdem ein Mit­
gliedstaat die Ansicht vertreten hat, daß die Voraus­
setzungen des Artikels 75 Absatz 3 des Vertrages ge­
geben sind — einstimmig auf dem Verkehrsmarkt
allgemein oder auf einem wesentlichen Teil desselben
einen Krisenzustand auf Grund eines Berichtes der
Kommission festgestellt hat.
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(3 ) Unbeschadet des Absatzes 2 gilt als Voraus­
setzung für eine Entscheidung über die Nichtanwen­
dung des Verbots des Artikels 2,

a ) daß die Vereinbarungen, Beschlüsse oder aufein­
ander abgestimmten Verhaltensweisen den betref­
fenden Unternehmen keine Beschränkungen auf­
erlegen, die für eine Verringerung der Störungen
nicht unerläßlich sind, und

b) daß sie es diesen Unternehmen nicht ermöglichen,
für einen wesentlichen Teil des betreffenden Ver­
kehrsmarktes den Wettbewerb auszuschalten .

Artikel 7

Nichtigkeit der Vereinbarungen und Beschlüsse

Die nach den vorstehenden Artikeln verbotenen Ver­
einbarungen und Beschlüsse sind nichtig.

Artikel 8

Verbot der mißbräuchlichen Ausnutzung
von beherrschenden Stellungen

Mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und ver­
boten ist die mißbräuchliche Ausnutzung einer be­
herrschenden Stellung auf dem Gemeinsamen Markt
oder auf einem wesentlichen Teil desselben durch ein
oder mehrere Unternehmen, soweit dies dazu führen
kann, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu be­
einträchtigen .

Dieser Mißbrauch kann insbesondere in folgendem
bestehen :

a ) der unmittelbaren oder mittelbaren Erzwingung
von unangemessenen Beförderungspreisen oder
-bedingungen,

b ) der Einschränkung des Beförderungsangebots , des
Absatzes oder der technischen Entwicklung zum
Schaden der Verbraucher,

c ) der Anwendung unterschiedlicher Bedingungen
bei gleichwertigen Leistungen gegenüber Handels­
partnern, wodurch diese im Wettbewerb be­
nachteiligt werden,

d ) der an den Abschluß von Verträgen geknüpften
Bedingung, daß die Vertragspartner zusätzliche
Leistungen annehmen, die weder sachlich noch
nach Handelsbrauch in Beziehung zu der Be­
förderungsleistung stehen .

Artikel 9

öffentliche Unternehmen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten werden auf dem Gebiet
des Verkehrs in bezug auf öffentliche Unternehmen

und auf Unternehmen, denen sie besondere oder aus­
schließliche Rechte gewähren, keine den vorstehen­
den Artikeln widersprechende Maßnahmen treffen
oder beibehalten .

(2 ) Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut
sind, gelten die Vorschriften der vorstehenden Ar­
tikel, soweit die Anwendung dieser Vorschriften nicht
die Erfüllung der ihnen übertragenen besonderen
Aufgaben rechtlich oder tatsächlich verhindert . Die
Entwicklung des Handelsverkehrs darf nicht in einem
Ausmaß beeinträchtigt werden, das dem Interesse der
Gemeinschaft zuwiderläuft .

( 3 ) Die Kommission achtet auf die Anwendung
dieses Artikels und richtet erforderlichenfalls geeignete
Richtlinien oder Entscheidungen an die Mitglied­
staaten .

Artikel 10

Verfahren auf Beschwerde oder von Amts wegen

Die Kommission leitet Verfahren zur Abstellung von
Zuwiderhandlungen gegen die Verbote der Artikel 2
oder 8 sowie Verfahren zur Anwendung von Ar­
tikel 4 Absatz 2 auf Beschwerde oder von Amts
wegen ein .

Zur Einlegung einer Beschwerde sind berechtigt

a) Mitgliedstaaten,

b ) Personen und' Personenvereinigungen, die ein be­
rechtigtes Interesse darlegen.

Artikel 11

Abschluß der Verfahren
auf Beschwerde oder von Amts wegen

( 1 ) Stellt die Kommission eine Zuwiderhandlung
gegen Artikel 2 oder Artikel 8 fest, so kann sie die
beteiligten Unternehmen und Unternehmensvereini­
gungen durch Entscheidung verpflichten, die fest­
gestellte Zuwiderhandlung abzustellen .

Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieser Ver­
ordnung kann die Kommission, bevor sie eine Ent­
scheidung nach Unterabsatz 1 erläßt, Empfehlungen
zur Abstellung der Zuwiderhandlung an die beteilig­
ten Unternehmen und Unternehmensvereinigungen
richten .

(2 ) Absatz 1 gilt auch für Artikel 4 Absatz 2 .

( 3 ) Kommt die Kommission zu dem Ergebnis ,
daß nach den ihr bekannten Tatsachen kein Anlaß
besteht, gegen eine Vereinbarung, einen Beschluß
oder eine Verhaltensweise auf Grund von Artikel 2 ,
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Artikel 4 Absatz 2 oder Artikel 8 einzuschreiten, so
weist sie, wenn es sich um ein Verfahren auf Grund
einer Beschwerde handelt, die Beschwerde durch Ent­
scheidung als unbegründet zurück .

(4) Kommt die Kommission nach einem auf Grund
einer Beschwerde oder von Amts wegen eingeleiteten
Verfahren zu dem Ergebnis , daß eine Vereinbarung,
ein Beschluß oder aufeinander abgestimmte Verhal­
tensweisen die Bedingungen des Artikels 2 und des
Artikels 5 erfüllen, so erläßt sie eine Entscheidung
nach Artikel 5 . In der Entscheidung wird der Zeit­
punkt angegeben, zu dem sie wirksam wird . Dieser
Zeitpunkt kann vor dem Tage liegen , an dem die
Entscheidung ergeht .

Artikel 12

Anwendung von Artikel 5 — Widerspruchsverfahren

( 1 ) Unternehmen und Unternehmensvereinigungen,
welche für Vereinbarungen, Beschlüsse oder aufein­
ander abgestimmte Verhaltensweisen der in Ar­
tikel 2 bezeichneten Art, an denen sie beteiligt sind,
Artikel 5 in Anspruch nehmen wollen , können bei
der Kommission einen Antrag stellen .

(2 ) Ist die Kommission im Besitz aller Unterlagen
und hält sie den Antrag für zulässig, so veröffentlicht
sie den wesentlichen Teil des Antrags mit der Auf­
forderung an alle betroffenen Dritten , der Kommis­
sion innerhalb einer Frist von 30 Tagen Bemerkungen
mitzuteilen, so bald wie möglich im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, sofern hinsichtlich der
Vereinbarung, des Beschlusses oder der abgestimmten
Verhaltensweise nicht bereits ein Verfahren auf
Grund von Artikel 10 eingeleitet ist . Die Veröffent­
lichung muß den berechtigten Interessen der Unter­
nehmen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse
Rechnung tragen .

(3 ) Teilt die Kommission nicht innerhalb einer
Frist von 90 Tagen, beginnend mit dem Tag der
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge­
meinschaften, den Antragstellern mit, daß hinsicht­
lich der Anwendbarkeit des Artikels 5 erhebliche
Zweifel bestehen, so gelten die Vereinbarung, der
Beschluß oder die aufeinander abgestimmten Ver­
haltensweisen in den Grenzen der im Antrag ent­
haltenen Angaben für die zurückliegende Zeit und
für längstens drei Jahre nach dem Tage der Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge­
meinschaften als von dem Verbot freigestellt .

Stellt die Kommission nach Ablauf der Frist von 90
Tagen, jedoch vor Ablauf der Dreijahresfrist fest,
daß die Voraussetzungen für die Anwendung von
Artikel 5 nicht gegeben sind, so erklärt sie das Verbot
des Artikels 2 durch Entscheidung für anwendbar.
Diese Entscheidung kann mit rückwirkender Kraft
ergehen, wenn die Beteiligten unrichtige Angaben

gemacht haben oder wenn sie die Freistellung von
Artikel 2 mißbrauchen.

(4) Hat die Kommission innerhalb der Frist von
90 Tagen die in Absatz 3 Unterabsatz 1 vorgesehene
Mitteilung an die Antragsteller gerichtet, so prüft
sie, ob die Voraussetzungen des Artikels 2 und des
Artikels 5 gegeben sind .

Stellt sie fest, daß die Voraussetzungen des Artikels
2 und des Artikels 5 gegeben sind, so erläßt sie die
Entscheidung nach Artikel 5 . In der Entscheidung
wird der Zeitpunkt angegeben, zu dem sie wirksam
wird . Dieser Zeitpunkt kann vor dem Tag der An­
tragstellung liegen.

Artikel 13

Gültigkeitsdauer und Widerruf von
Entscheidungen nach Artikel 5

( 1 ) In der gemäß Artikel 11 Absatz 4 oder Artikel
12 Absatz 4 Unterabsatz 2 erlassenen Entscheidung
nach Artikel 5 ist anzugeben, für welchen Zeitraum
sie gilt ; dieser Zeitraum beträgt in der Regel minde­
stens sechs Jahre. Die Entscheidung kann mit Be­
dingungen und Auflagen verbunden werden.

(2 ) Die Entscheidung kann erneuert werden, wenn
die Voraussetzungen des Artikels 5 weiterhin erfüllt
sind .

(3 ) Die Kommission kann die Entscheidung wider­
rufen oder ändern oder den Beteiligten bestimmte
Handlungen untersagen :

a ) wenn sich die tatsächlichen Verhältnisse in einem
für die Entscheidung wesentlichen Punkt geän­
dert haben,

b) wenn die Beteiligten einer mit der Entscheidung
verbundenen Auflage zuwiderhandeln,

c) wenn die Entscheidung auf unrichtigen Angaben
beruht oder arglistig herbeigeführt worden ist,

d ) wenn die Beteiligten die durch die Entscheidung
erlangte Freistellung von Artikel 2 mißbrauchen .

In den Fällen der Buchstaben b), c) und d) kann die
Entscheidung mit rückwirkender Kraft widerrufen
werden .

Artikel 14

Entscheidung nach Artikel 6

( 1 ) Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander
abgestimmte Verhaltensweisen der in Artikel 2 be­
zeichneten Art, für welche die Beteiligten Artikel 6
in Anspruch nehmen wollen , sind bei der Kommis­
sion anzumelden.
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schrift der Beschwerden und Anträge sowie der
wichtigsten Schriftstücke, die im Rahmen dieser Ver­
fahren bei ihr eingereicht oder von ihr übermittelt
werden .

(3 ) Ein Beratender Ausschuß für Kartell- und Mo­
nopolfragen auf dem Gebiet des Verkehrs ist vor
jeder Entscheidung, die ein in Artikel 10 genanntes
Verfahren abschließt, sowie vor Entscheidungen nach
Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 und Absatz 4 Un­
terabsatz 2 und nach Artikel - 14 Absätze 2 und 3 an­
zuhören . Er ist ferner vor dem Erlaß von Ausfüh­
rungsbestimmungen nach Artikel 29 anzuhören .

(4 ) Der Beratende Ausschuß setzt sich aus Beamten
zusammen, die für Kartell- und Monopolfragen auf
dem Gebiet des Verkehrs zuständig sind . Jeder
Mitgliedstaat bestimmt als seine Vertreter zwei Be­
amte, die im Falle der Verhinderung durch jeweils
einen anderen Beamten ersetzt werden können .

(5 ) Die Anhörung erfolgt in einer gemeinsamen
Sitzung, zu der die Kommission einlädt ; diese Sitzung
findet frühestens vierzehn Tage nach Absendung der
Einladung statt. Der Einladung sind eine Darstellung
des Sachverhalts unter Angabe der wichtigsten Schrift­
stücke sowie ein Vorentwurf einer Entscheidung für
jeden zu behandelnden Fall beizufügen.

(6 ) Der Beratende Ausschuß kann seine Stellung­
nahme abgeben, auch wenn Mitglieder des Ausschus­
ses oder ihre Vertreter nicht anwesend sind. Das Er­
gebnis des Anhörungsverfahrens ist schriftlich nieder­
zulegen und' wird dem Entscheidungsentwurf beige­
fügt. Es wird nicht veröffentlicht .

(2 ) Die Entscheidung der Kommission über die
Anwendung von Artikel 6 wird erst mit dem Zeit­
punkt ihrer Annahme wirksam . Darin ist der Zeit­
raum zu bezeichnen , für den sie gilt. Die Geltungs­
dauer der Entscheidung darf drei Jahre, gerechnet ab
dem Zeitpunkt, zu dem der Rat nach Maßgabe von
Artikel 6 Absatz 2 den Krisenzustand feststellt, nicht
überschreiten .

(3 ) Die Entscheidung kann durch die Kommission
erneuert werden, wenn der Rat nach Maßgabe von
Artikel 6 Absatz 2 erneut den Krisenzustand fest­
stellt und die sonstigen Voraussetzungen des Artikels
6 weiterhin erfüllt sind .

(4 ) Die Entscheidung kann mit Bedingungen und
Auflagen verbunden werden.

(5 ) Die Entscheidung der Kommission wird spä­
testens sechs Monate nach der Inkraftsetzung der in
Artikel 6 Absatz 1 genannten Maßnahmen ungültig.

(6 ) Artikel 13 Absatz 3 findet Anwendung.

Artikel 15

Zuständigkeit

Vorbehaltlich der Nachprüfung der Entscheidung
durch den Gerichtshof ist die Kommission ausschließ­
lich zuständig,

— Verpflichtungen nach Artikel 4 Absatz 2 aufzu­
erlegen,

— Entscheidungen nach den Artikeln 5 und 6 zu
erlassen .

Die Behörden der Mitgliedstaaten bleiben zuständig
zu entscheiden, ob die Voraussetzungen der Artikel
2 oder 8 erfüllt sind, solange die Kommission weder
ein Verfahren zur Ausarbeitung einer Entscheidung
im Einzelfall eingeleitet noch die in Artikel 12 Absatz
3 Unterabsatz 1 vorgesehene Mitteilung übersandt
hat.

Artikel 17

Prüfung von Grundsatzfragen der gemeinsamen
Verkehrspolitik, die sich in Verbindung mit
Sonderfällen ergeben, durch den Rat

( 1 ) Die Kommission erläßt eine Entscheidung, für
die eine Anhörung nach Artikel 16 vorgeschrieben
ist, erst nach Ablauf einer Frist von 20 Tagen nach
dem Tage, an dem der Beratende Ausschuß seine
Stellungnahme abgegeben hat.

(2 ) Vor Ablauf der in Absatz 1 genannten Frist
kann jeder Mitgliedstaat die Einberufung des Rates
beantragen, damit dieser mit der Kommission die
Grundsatzfragen der gemeinsamen Verkehrspolitik
prüft, welche seiner Ansicht nach mit dem Sonder­
fall verbunden sind, über den entschieden werden
soll .

Artikel 16

Verbindung mit den Behörden der Mitgliedstaaten

( 1 ) Die Kommission führt die in dieser Verord­
nung vorgesehenen Verfahren in enger und stetiger
Verbindung mit den zuständigen Behörden der Mit­
gliedstaaten durch ; diese sind berechtigt, zu diesen
Verfahren Stellung zu nehmen .

(2 ) Die Kommission übermittelt den zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten unverzüglich eine Ab
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Der Rat tritt innerhalb von 30 Tagen nach Antrag­
stellung des betreffenden Mitgliedstaats zusammen,
um ausschließlich diese Grundsatzfragen zu erörtern .

Die Kommission erläßt ihre Entscheidung erst nach
der Tagung des Rates .

( 3 ) Der Rat kann ferner auf Antrag eines Mit­
gliedstaats oder der Kommission jederzeit allgemei­
ne Fragen im Zusammenhang mit der Durchführung
der Wettbewerbspolitik auf dem Verkehrssektor
prüfen .

(4 ) In allen Fällen, in denen der Rat gemäß Ab­
satz 2 zur Prüfung von Grundsatzfragen oder ge­
mäß Absatz 3 zur Prüfung allgemeiner Fragen ein­
berufen wird, werden die im Rat erarbeiteten Leit­
gedanken von der Kommission im Rahmen dieser
Verordnung berücksichtigt .

Artikel 1 H

Untersuchung von Verkehrsbereichen

( 1 ) Lassen die Entwicklung des Verkehrs , Preis­
bewegungen, Preiserstarrungen oder andere Um­
stände vermuten, daß der Wettbewerb im Bereich
des Verkehrs innerhalb des Gemeinsamen Marktes
in einem bestimmten geographischen Gebiet oder
bei einer oder mehreren Verkehrsverbindungen oder
für die Personen- oder Güterbeförderung einer oder
mehrerer bestimmter Kategorien eingeschränkt oder
verfälscht ist, so kann die Kommission beschließen ,
eine allgemeine Untersuchung dieses Bereiches ein­
zuleiten und im Rahmen dieser Untersuchung von
den diesem Bereich angehörenden Unternehmen die
Auskünfte und Unterlagen verlangen , die zur Ver­
wirklichung der in den Artikeln 2 bis 8 niederge­
legten Grundsätze erforderlich sind .

(2 ) Leitet die Kommission die in Absatz 1 vor­
gesehene Untersuchung ein , so verlangt sie gleich­
falls von den Unternehmen und Gruppen von Un­
ternehmen, deren Größe zu der Vermutung Anlaß
gibt, daß sie eine beherrschende Stellung auf dem
Gemeinsamen Markt oder auf einem wesentlichen
Teil desselben innehaben, der Kommission die sich
auf die Struktur der Unternehmen und ihr Verhal­
ten beziehenden Faktoren anzugeben, die erforderlich
sind, um sie im Hinblick auf Artikel 8 zu beur­
teilen .

(3 ) Artikel 16 Absätze 2 bis 6 und die Artikel 17,
19 , 20 und 21 finden Anwendung.

Artikel 19

Regierungen und den zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten sowie von Unternehmen und Un­
ternehmensvereinigungen alle erforderlichen Aus­
künfte einholen .

( 2 ) Richtet die Kommission ein Auskunftsverlan­
gen an ein Unternehmen oder an eine Unterneh­
mensvereinigung, so übermittelt sie der zuständigen
Behörde des Mitgliedstaats , in dessen Hoheitsge­
biet sich der Sitz des Unternehmens oder der IJn­
ternehmensvereinigung befindet, gleichzeitig eine Ab­
schrift dieses Verlangens .

(3 ) In ihrem Verlangen weist die Kommission auf
die Rechtsgrundlage und den Zweck des Verlangens
sowie auf die in Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe b )
für den Fall der Erteilung einer unrichtigen Aus­
kunft vorgesehenen Zwangsmaßnahmen hin .

(4 ) Zur Erteilung der Auskunft sind die Inhaber
der Unternehmen oder deren Vertreter, bei juristi­
schen Personen, Gesellschaften und nicht rechtsfä­
higen Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur
Vertretung berufenen Personen verpflichtet.

(5 ) Wird eine von Unternehmen oder Unterneh­
mensvereinigungen verlangte Auskunft innerhalb ei­
ner von der Kommission festgesetzten Frist nicht
oder nicht vollständig erteilt, so fordert die Kom­
mission die Auskunft durch Entscheidung an . Die
Entscheidung bezeichnet die geforderten Auskünfte,
bestimmt eine angemessene Frist zur Erteilung der
Auskünfte und weist auf die in Artikel 22 Absatz 1
Buchstabe b) und Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe c)
vorgesehenen Zwangsmaßnahmen sowie auf das
Recht hin , vor dem Gerichtshof gegen die Ent­
scheidung Klage zu erheben.

(6 ) Die Kommission übermittelt der zuständigen
Behörde des Mitgliedstaats , in dessen Hoheitsgebiet
sich der Sitz des Unternehmens oder der Unter­
nehmensvereinigung befindet, gleichzeitig eine Ab­
schrift der Entscheidung.

Artikel 20

Nachprüfungen durch Behörden der Mitgliedstaaten

( 1 ) Auf Ersuchen der Kommission nehmen die
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten Nach­
prüfungen vor, welche die Kommission auf Grund
von Artikel 21 Absatz 1 für angezeigt hält oder in
einer Entscheidung nach Artikel 21 Absatz 3 an­
geordnet hat. Die mit der Durchführung der Nach­
prüfungen beauftragten Bediensteten der zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten üben ihre Befugnisse
unter Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrags
der zuständigen Behörde desjenigen Mitgliedstaats
aus , in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung vor­
genommen werden soll . In dem Prüfungsauftrag
sind der Gegenstand und der Zweck der Nach­
prüfung zu bezeichnen .

Auskunftsverlangen

( 1 ) Die Kommission kann zur Erfüllung der ihr
in dieser Verordnung übertragenen Aufgaben von den
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(5 ) Bedienstete der zuständigen Behörde des Mit­
gliedstaats , in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung
vorgenommen werden soll , können auf Antrag die­
ser Behörde oder auf Antrag der Kommission die Be­
diensteten der Kommission bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben unterstützen.

(6) Widersetzt sich ein Unternehmen einer auf
Grund dieses Artikels angeordneten Nachprüfung, so
gewährt der betreffende Mitgliedstaat den beauf­
tragten Bediensteten der Kommission die erforder­
liche Unterstützung, damit diese ihre Nachprüfun­
gen durchführen können . Zu diesem Zweck treffen
die Mitgliedstaaten vor dem 1 . Januar 1970 nach An­
hörung der Kommission die erforderlichen Maßnah­
men.

(2 ) Bedienstete der Kommission können auf An­
trag der Kommission oder auf Antrag der zustän­
digen Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Ho­
heitsgebiet die Nachprüfung vorgenommen werden
soll , die Bediensteten dieser Behörde bei der Erfül­
lung ihrer Aufgaben unterstützen .

Artikel 21

Nachprüfungsbefugnisse der Kommission

( 1 ) Die Kommission kann zur Erfüllung der ihr
in dieser Verordnung übertragenen Aufgaben bei
Unternehmen und Unternehmensvereinigungen alle
erforderlichen Nachprüfungen vornehmen .

Zu diesem Zweck verfügen die beauftragten Bedien­
steten der Kommission über folgende Befugnisse :

a ) die Bücher und sonstigen Geschäftsunterlagen zu
prüfen,

b) Abschriften oder Auszüge aus Büchern und Ge­
schäftsunterlagen anzufertigen ,

c ) mündliche Erklärungen an Ort und Stelle anzu­
fordern,

d ) alle Räumlichkeiten, Grundstücke und Transport­
mittel der Unternehmen zu betreten .

(2 ) Die mit der Nachprüfung beauftragten Be­
diensteten der Kommission üben ihre Befugnisse un­
ter Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrags aus,
in dem der Gegenstand und der Zweck der Nachprü­
fung bezeichnet sind und in dem auf die in Artikel 22
Absatz 1 Buchstabe c) vorgesehenen Zwangsmaß­
nahmen für den Fall hingewiesen wird, daß die an­
geforderten Bücher oder sonstigen Geschäftsunter­
lagen nicht vollständig vorgelegt werden . Die Kom­
mission unterrichtet die zuständige Behörde des Mit­
gliedstaats , in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung
vorgenommen werden soll , rechtzeitig vor der Nach­
prüfung über den Prüfungsauftrag und die Person
des beauftragten Bediensteten.

(3 ) Unternehmen und Unternehmensvereinigungen
sind verpflichtet , die Nachprüfungen zu dulden, wel­
che die Kommission in einer Entscheidung angeord­
net hat. Die Entscheidung bezeichnet den Gegen­
stand und den Zweck der Nachprüfung, bestimmt den
Zeitpunkt des Beginns der Nachprüfung und weist auf
die in Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe c) und Arti­
kel 23 Absatz 1 Buchstabe d) vorgesehenen Zwangs­
maßnahmen sowie auf das Recht hin , vor dem Ge­
richtshof gegen die Entscheidung Klage zu erheben .

(4 ) Die Kommission erläßt die in Absatz 3 bezeich­
neten Entscheidungen nach Anhörung der zuständi­
gen Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheits­
gebiet die Nachprüfung vorgenommen werden soll .

Artikel 22

Geldbußen

( 1 ) Die Kommission kann gegen Unternehmen
und Unternehmensvereinigungen durch Entscheidung
Geldbußen in Höhe von einhundert bis fünftausend
Rechnungseinheiten festsetzen, wenn sie vorsätzlich
oder fahrlässig

a ) in einem Antrag nach Artikel 12 oder in einer
Anmeldung nach Artikel 14 unrichtige oder ent­
stellte Angaben machen,

b ) eine nach Artikel 18 oder nach Artikel 19 Absatz 3
oder 5 verlangte Auskunft unrichtig oder nicht
innerhalb der in einer Entscheidung nach Arti­
kel 19 Absatz 5 gesetzten Frist erteilen ,

c) bei Nachprüfungen nach Artikel 20 oder 21 die
angeforderten Bücher oder sonstigen Geschäfts­
unterlagen nicht vollständig vorlegen oder die in
einer Entscheidung nach Artikel 21 Absatz 3 an­
geordnete Nachprüfung nicht dulden .

(2 ) Die Kommission kann gegen Unternehmen
und Unternehmensvereinigungen durch Entscheidung
Geldbußen in Höhe von eintausend bis einer Million
Rechnungseinheiten oder über diesen Betrag hinaus
bis zu zehn vom Hundert des von dem einzelnen an
der Zuwiderhandlung beteiligten Unternehmen im
letzten Geschäftsjahr erzielten Umsatzes festsetzen ,
wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig

a ) gegen Artikel 2 oder Artikel 8 verstoßen oder
einer Verpflichtung nach Artikel 4 Absatz 2 nicht
nachkommen,

b ) einer nach Artikel 13 Absatz 1 oder Artikel 14
Absatz 4 Unterabsatz 2 erteilten Auflage zuwi­
derhandeln .
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Artikel 25

Rechnungseinheit

Bei der Festsetzung der Höhe der Geldbuße ist ne­
ben der Schwere des Verstoßes auch die Dauer der
Zuwiderhandlung zu berücksichtigen .

(3 ) Artikel 16 Absätze 3 bis 6 und Artikel 17 sind
anzuwenden .

(4) Die Entscheidungen auf Grund der Absätze 1
und 2 sind nicht strafrechtlicher Art.

Artikel 23

Zwangsgelder

( 1 ) Die Kommission kann gegen Unternehmen und
Unternehmensvereinigungen durch Entscheidung
Zwangsgelder in Höhe von fünfzig bis eintausend
Rechnungseinheiten für jeden Tag des Verzuges von
dem in der Entscheidung bestimmten Zeitpunkt an
festsetzen , um sie anzuhalten,

a ) eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 2 oder Ar­
tikel 8 , deren Abstellung sie in einer Entscheidung
nach Artikel 11 angeordnet hat, zu unterlassen
oder einer Verpflichtung nach Artikel 4 Absatz 2
nachzukommen,

b ) eine nach Artikel 13 Absatz 3 untersagte Hand­
lung zu unterlassen,

c) eine Auskunft vollständig und richtig zu erteilen,
die sie in einer Entscheidung nach Artikel 19
Absatz 5 angefordert hat,

d ) eine Nachprüfung zu dulden, die sie in einer
Entscheidung nach Artikel 21 Absatz 3 angeordnet
hat.

(2 ) Sind die Unternehmen oder Unternehmens­
vereinigungen der Verpflichtung nachgekommen, zu
deren Erfüllung das Zwangsgeld festgesetzt worden
war, so kann die Kommission die endgültige Höhe
des Zwangsgeldes auf einen Betrag festsetzen, der
unter dem Betrag liegt, der sich aus der ursprüng­
lichen Entscheidung ergeben würde.

(3 ) Artikel 16 Absätze 3 bis 6 und Artikel 17 sind
anzuwenden.

Artikel 24

Nachprüfung durch den Gerichtshof

Bei Klagen gegen Entscheidungen der Kommission,
in denen eine Geldbuße oder ein Zwangsgeld fest­
gesetzt ist , hat der Gerichtshof die Befugnis zu un­
beschränkter Nachprüfung der Entscheidung im
Sinne von Artikel 172 des Vertrages ; er kann die
festgesetzte Geldbuße oder das festgesetzte Zwangs­
geld aufheben, herabsetzen oder erhöhen.

Für die Anwendung der Artikel 22 bis 24 gilt die für
die Aufstellung des Haushaltsplans der Gemeinschaft
nach den Artikeln 207 und 209 des Vertrages vor­
gesehene Rechnungseinheit.

Artikel 26

Anhörung Beteiligter und Dritter

( 1 ) Vor Entscheidungen auf Grund von Artikel 11 ,
Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 und Absatz 4,
Artikel 13 Absatz 3 und Artikel 14 Absätze 2 und 3
sowie Artikel 22 und 23 gibt die Kommission den
beteiligten Unternehmen und Unternehmensvereini­
gungen Gelegenheit, sich zu den von der Kommission
in Betracht gezogenen Beschwerdepunkten zu äußern .

(2 ) Soweit die Kommission oder die zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten es für erforderlich hal­
ten , können' sie auch andere Personen oder Personen­
vereinigungen anhören . Beantragen Personen oder
Personenvereinigungen, daß sie angehört werden, so
ist diesem Antrag stattzugeben, wenn sie ein aus­
reichendes Interesse glaubhaft machen .

(3 ) Will die Kommission eine Entscheidung nach
Artikel 5 oder 6 erlassen, so veröffentlicht sie den
wesentlichen Inhalt der betreffenden Vereinbarungen,
Beschlüsse oder aufeinander abgestimmten Verhal­
tensweisen mit der Aufforderung an alle betroffenen
Dritten , der Kommission innerhalb einer von ihr auf
mindestens einen Monat festzusetzenden Frist Be­
merkungen mitzuteilen . Die Veröffentlichung muß
den berechtigten Interessen der Unternehmen an der
Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse Rechnung
tragen .

Artikel 27

Berufsgeheimnis

( 1 ) Die bei Anwendung der Artikel 18 , 19, 20 und
21 erlangten Kenntnisse dürfen nur zu dem mit der
Auskunft oder Nachprüfung verfolgten Zweck ver­
wertet werden .

(2 ) Die Kommission und die zuständigen Behör­
den der Mitgliedstaaten sowie ihre Beamten und
sonstigen Bediensteten sind verpflichtet, Kenntnisse
nicht preiszugeben, die sie bei Anwendung dieser
Verordnung erlangt haben und die ihrem Wesen
nach unter das Berufsgeheimnis fallen ; die Artikel 26
und 28 bleiben unberührt .
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lichung dieser Verordnung im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften in Kraft.

(3 ) Für Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein­
ander abgestimmte Verhaltensweisen der in Artikel 2
bezeichneten Art, die bei Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung bestanden oder nach ihrem Inkrafttreten
bis zum Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften zustande gekommen
sind, gilt das Verbot des Artikels 2 vom 1 . Januar
1969 an .

(4) Die Vorschrift des Absatzes 3 kann Unter­
nehmen und Unternehmensvereinigungen, die sich
von Vereinbarungen, Beschlüssen oder aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen vor dem Tag, der
auf die Veröffentlichung dieser Verordnung im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften folgt, los­
gesagt haben, nicht entgegengehalten werden.

(3 ) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 stehen
der Veröffentlichung von Übersichten oder Zusam­
menfassungen, die keine Angaben über einzelne Un­
ternehmen oder Unternehmensvereinigungen enthal­
ten, nicht entgegen .

Artikel 28

Veröffentlichung von Entscheidungen

( 1 ) Die Kommission veröffentlicht die Entschei­
dungen, die sie nach Artikel 11 , Artikel 12 Absatz 3
Unterabsatz 2 und Absatz 4 , Artikel 13 Absatz 3 und
Artikel 14 Absätze 2 und 3 erläßt.

(2 ) Die Veröffentlichung erfolgt unter Angabe der
Beteiligten und des wesentlichen Inhalts der Ent­
scheidung ; sie muß den berechtigten Interessen der
Unternehmen an der Wahrung ihrer Geschäftsge­
heimnisse Rechnung tragen.

Artikel 29

Ausführungsbestimmungen
Artikel 31

Revision der Verordnung

( 1 ) Der Rat nimmt binnen sechs Monaten nach
Abschluß der Erörterungen, die mit den dritten Un­
terzeichnerstaaten der revidierten Rheinschiffahrtsakte
stattfinden, auf Vorschlag der Kommission an dieser
Verordnung in ihrer Gesamtheit die Änderungen vor,
die unter Berücksichtigung der Verpflichtungen aus
der revidierten Rheinschiffahrtsakte erforderlich wer­
den könnten .

(2 ) Die Kommission übermittelt dem Rat vor dem
1 . Januar 1971 einen Gesamtbericht über die An­
wendung dieser Verordnung und vor dem 1 . Juli
1971 einen Vorschlag für eine Verordnung mit den
Änderungen zu dieser Verordnung, die notwendig
erscheinen .

Die Kommission ist ermächtigt, Ausführungsbestim­
mungen über Form, Inhalt und andere Einzelheiten
der Beschwerden nach Artikel 10 , der Anträge nach
Artikel 12, der Anmeldungen nach Artikel 14 Ab­
satz 1 sowie über die Anhörung nach Artikel 26
Absätze 1 und 2 zu erlassen .

Artikel 30

Inkrafttreten, Altkartelle

( 1 ) Diese Verordnung tritt am 1 . Juli 1968 in
Kraft .

(2 ) Die Bestimmung des Artikels 8 tritt abwei­
chend von Absatz 1 am Tag nach der Veröffent

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 19 . Juli 1968 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

0 . L. SCALFARO
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1018/68 DES RATES

vom 19. Juli 1968

über die Bildung eines Gemeinschaftskontingents für den Güterkraftverkehr zwischen
den Mitgliedstaaten

ten auf Grund von Genehmigungen, die im Rahmen
des Gemeinschaftskontingents als Gemeinschaftsge­
nehmigungen erteilt werden.

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 75 ,
auf Vorschlag der Kommission,
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses (2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrspoli­
tik umfaßt unter anderem gemeinsame Regeln für den
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr.
Für Beförderungen im gewerblichen Güterkraftver­
kehr zwischen den Mitgliedstaaten sollte für einen
Zeitraum von drei Jahren ein Gemeinschaftskontin­
gent eingeführt werden, das es den Verkehrsunter­
nehmern der Mitgliedstaaten ermöglicht, auf sämt­
lichen Verkehrsverbindungen zwischen den Mitglied­
staaten Beförderungen durchzuführen .

Es empfiehlt sich , den Umfang des Gemeinschafts­
kontingents sowie die Zahl der den Mitgliedstaaten
zugewiesenen Gemeinschaftsgenehmigungen unmittel­
bar durch diese Verordnung festzusetzen, um eine
baldige Einführung des Gemeinschaftskontingents
und eine sofortige Verwendung der Gemeinschafts­
genehmigungen zu ermöglichen .

Damit festgestellt werden kann , wie die Gemein­
schaftsgenehmigungen verwendet werden, sollten die
Inhaber dieser Genehmigungen den zuständigen Stel­
len entsprechende Auskünfte hierüber erteilen .

Die Kommission sollte unter Berücksichtigung der
erworbenen Erfahrungen und der Entwicklung der
gemeinsamen Verkehrspolitik Vorschläge unterbrei­
ten, damit der Rat vor dem 31 . Dezember 1971 die
später für den Güterkraftverkehr zwischen den Mit­
gliedstaaten geltende Regelung festlegen kann ; falls
der Rat nicht vor dem genannten Zeitpunkt be­
schließt, ist die durch diese Verordnung eingeführte
Regelung vorläufig für ein Jahr beizubehalten —

Artikel 2

( 1 ) Die Gemeinschaftsgenehmigungen berechtigen
ihre Inhaber, die in Artikel 1 bezeichneten Beförde­
rungen im Güterkraftverkehr auf sämtlichen Ver­
kehrsverbindungen zwischen den Mitgliedstaaten, un­
ter Ausschluß jeglichen Inlandsverkehrs im Hoheits­
gebiet eines Mitgliedstaats , sowie Leerfahrten im ge­
samten Gebiet der Gemeinschaft durchzuführen .

(2 ) Die Gemeinschaftsgenehmigungen müssen ei­
nem Muster entsprechen, das die Kommission nach
Anhörung der Mitgliedstaaten durch Verordnung
binnen eines Monats nach Erlaß dieser Verordnung
erstellt .

( 3 ) Die Gemeinschaftsgenehmigungen werden auf
den Namen eines Verkehrsunternehmers ausgestellt .
Sie dürfen von diesem nicht an Dritte übertragen
werden.

Eine Genehmigung darf jeweils nur für ein einziges
Fahrzeug verwendet werden . Sie ist im Fahrzeug
mitzuführen und den zuständigen Kontrollbeamten
auf Verlangen vorzuzeigen .

Als Fahrzeuge gelten auch Fahrzeuge mit Anhängern .

(4 ) Die Gemeinschaftsgenehmigungen gelten für
ein Kalenderjahr. Sie können jedoch im Falle einer
unzureichenden oder auf bilaterale Beförderungen be­
schränkten Ausnutzung auf Grund der Angaben nach
Artikel 5 entzogen werden .

Artikel 3

Das Gemeinschaftskontingent umfaßt für die Jahre
1969, 1970 und 1971 1200 Genehmigungen . Diese
Genehmigungen gelten ab 1 . Januar 1969 .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Verordnung gilt für Beförderungen im gewerb­
lichen Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaa

Artikel 4

( 1 ) Die Gemeinschaftsgenehmigungen werden den
Mitgliedstaaten zur Aushändigung an die Verkehrs­
unternehmer zugewiesen .

(!) ABl . Nr. 109 vom 9 . 7. 1964, S. 1694/64.
H ABl. Nr. 168 vom 27. 10. 1964, S. 2642/64.
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(2 ) Die Zahl der jedem Mitgliedstaat zugewiese­
nen Gemeinschaftsgenehmigungen wird wie folgt
festgesetzt :

— Belgien
—• Deutschland
— Frankreich
— Italien

— Luxemburg
— Niederlande

161

286

286

194

33

240

(4 ) Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaa­
ten so bald wie möglich Übersichten, die sie unter
Verwendung der ihr gemäß Absatz 2 zugeleiteten
Angaben aufgestellt hat.

Artikel 6

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung
der Kommission rechtzeitig die zur Durchführung
dieser Verordnung notwendigen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften.
Diese Vorschriften müssen sich unter anderem auf
die Organisation, das Verfahren und die Mittel für
die Überwachung sowie auf die Ahndung von Zu­
widerhandlungen erstrecken.
(2 ) Die Kommission konsultiert auf Antrag eines
Mitgliedstaats oder von sich aus die beteiligten Mit­
gliedstaaten zu den Entwürfen für die in Absatz 1
genannten Vorschriften.
(3 ) Die Mitgliedstaaten gewähren einander Bei­
stand im Hinblick auf die Anwendung und Überwa­
chung der Verordnung.
(4) Erhalten die zuständigen Behörden eines Mit­
gliedstaats davon Kenntnis, daß der Inhaber einer in
einem anderen Mitgliedstaat erteilten Gemeinschafts -
genehmigung Zuwiderhandlungen gegen die Bestim­
mungen dieser Verordnung begangen hat, so kann
der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet diese Zu­
widerhandlung begangen worden ist, die Behörden
des Mitgliedstaats, der die Gemeinschaftsgenehmi­
gung erteilt hat, davon unterrichten. Die zuständi­
gen Behörden teilen sich gegenseitig alle ihnen vor­
liegenden Angaben über die Ahndung dieser Zuwi­
derhandlungen mit.

Artikel 7

( 1 ) Diese Verordnung ist bis zum 31 . Dezember
1971 anwendbar.

(2 ) Die Kommission unterbreitet dem Rat unter
Berücksichtigung der erworbenen Erfahrungen und
der Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik
Vorschläge, damit dieser vor dem 31 . Dezember 1971
die später für den Güterkraftverkehr zwischen Mit­
gliedstaaten geltende Regelung festlegen kann.
(3 ) Falls der Rat nicht innerhalb der in Absatz 1
genannten Frist beschließt, bleibt die durch diese
Verordnung eingeführte Regelung vorläufig bis zum
31 . Dezember 1972 gültig.

( 3 ) Die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten er­
teilen und entziehen die Gemeinschaftsgenehmigun­
gen den in ihrem Hoheitsgebiet ansässigen Ver­
kehrsunternehmern im Rahmen der jedem Mitglied­
staat zugewiesenen Gesamtzahl nach den jeweiligen
nationalen Verfahren.

Artikel 5

( 1 ) Der Inhaber einer Gemeinschaftsgenehmigung
hat den zuständigen Stellen des Mitgliedstaats, der
die Genehmigung erteilt hat, für jede Genehmigung
monatlich folgende Angaben zu übermitteln :
— technische Merkmale der verwendeten Fahrzeuge,

— Ort der Beladung und Entladung,

— Tag und Stunde der Abfahrt vom Ort der Bela­
dung und Tag und Stunde der Ankunft am Ort
der Entladung,

— Fahrtstrecke mit Ladung und ohne Ladung,
— Gewicht und Art der beförderten Waren .

Für die Übermittlung dieser Angaben ist ein Formu­
lar zu verwenden, das die Kommission nach Anhö­
rung der Mitgliedstaaten durch Verordnung binnen
eines Monats nach Erlaß dieser Verordnung erstellt .
In dieser Verordnung werden ferner die Vorschrif­
ten für die Verwendung des Formulars festgelegt .

(2 ) Die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten
leiten die für ein Halbjahr erhaltenen Angaben in
anonymer Form innerhalb der zwei auf das Bezugs­
halbjahr folgendenMonate an die Kommission weiter .

(3 ) Die Angaben gemäß den Absätzen 1 und 2
dürfen nur für statistische Zwecke verwendet wer­
den . Die Verwendung für steuerliche Zwecke und
die Weitergabe an Dritte ist nicht statthaft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 19 . Juli 1%8 . Im Namen des Rates

Der Präsident

O. L. SCALFARO
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 19. Juli 1968

zur Vereinheitlichung der Vorschriften über die abgabenfreie Einfuhr des in den
Treibstoffbehältern der Nutzkraftfahrzeuge enthaltenen Treibstoffs

( 68/297/EWG)

den Treibstoffbehältern der Nutzkraftfahrzeuge ent­
haltenen Treibstoffs umfassen.

Im Hinblick auf die Harmonisierung der Wettbe­
werbsbedingungen zwischen den Verkehrsunter­
nehmern der einzelnen Mitgliedstaaten empfiehlt es
sich,

— die Mindestmenge Treibstoff für die abgabenfreie
Einfuhr festzulegen und die Bedingungen für die
abgabenfreie Einfuhr zusätzlicher Mengen vor­
zusehen ;

— daß jeder Mitgliedstaat einheitliche Vorschriften
über die abgabenfreie Einfuhr von Treibstoff an­
wendet, gleichgültig in welchem Mitgliedstaat die
Fahrzeuge zugelassen sind.

Um eine mißbräuchliche Nutzung des abgabenfrei
eingeführten Treibstoffs zu verhindern, ist eine be­
sondere Bestimmung für die Grenzgebiete vorzu­
sehen —

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
die Artikel 75 und 99,

gestützt auf die Entscheidung des Rates vom 13 .
Mai 1965 ( 1 ) über die Harmonisierung bestimmter
Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-,
Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen, ins­
besondere auf Artikel 1 Buchstabe b),

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses (3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrs­
politik setzt gemeinsame Regeln für den grenzüber­
schreitenden Verkehr aus oder nach dem Hoheits­
gebiet eines Mitgliedstaats sowie für den Durch­
gangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten voraus .

Diese gemeinsamen Regeln müssen auch einheitliche
Vorschriften über die abgabenfreie Einfuhr des in

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten vereinheitlichen gemäß dieser
Richtlinie die Vorschriften über die abgabenfreie
Einfuhr des in den Treibstoffbehältern enthaltenen
Treibstoffs der in einem Mitgliedstaat zugelassenen
Nutzkraftfahrzeuge, die gemeinsame Grenzen der
Mitgliedstaaten überschreiten .

H ABl . Nr. 88 vom 24 . 5 . 1965 , S. 1500/65 .
( 2 ) ABl . Nr. 28 vom 17.2. 1967, S. 459/67.
( :! ) ABI . Nr. 42 vom 7. 3 . 1967, S. 618/67.



Nr. L 175/ 16 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 23. 7. 68

Artikel 2

Nutzkraftfahrzeug im Sinne dieser Richtlinie ist jedes
Kraftfahrzeug, das nach seiner Bauart und Ausrüstung
geeignet und bestimmt ist für die entgeltliche oder
unentgeltliche Beförderung von

a) mehr als neun Personen einschließlich des Fahrers,

b ) Gütern .

Artikel 4

Die Vorschriften, die nach Maßgabe dieser Richtlinie
von einem Mitgliedstaat erlassen werden, dürfen
nicht ungünstiger sein als die Vorschriften dieses
Mitgliedstaats für Nutzkraftfahrzeuge, die in Dritt­
ländern zugelassen sind und gemeinsame Grenzen
der Mitgliedstaaten überschreiten .

Artikel 5

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat kann nach Anhörung der
Kommission die Mengen, die nach Artikel 3 Absatz 2
abgabenfrei eingeführt werden dürfen, bei Nutz­
kraftfahrzeugen beschränken, die im grenzüberschrei­
tenden Verkehr Beförderungen in seine Grenzzone
mit einer Tiefe von höchstens 25 km, gerechnet in
der Luftlinie, durchführen .

(2 ) Die von einem Mitgliedstaat gemäß Absatz 1
festgelegten Treibstoffmengen müssen unabhängig
davon, in welchem Mitgliedstaat die betreffenden
Nutzkraftfahrzeuge zugelassen sind , gleich sein .

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, wel­
che Maßnahmen sie getroffen haben, um die Durch­
führung dieser Richtlinie sicherzustellen .

Artikel 7

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 19 . Juli 1968 .

Artikel 3

( 1 ) Die Mitgliedstaaten gestatten spätestens mit
Wirkung vom 1 . Februar 1969 an die abgabenfreie
Einfuhr von 50 Litern Treibstoff .

(2 ) Bei jeder Maßnahme zu einer wesentlichen
Annäherung der einzelstaatlichen Steuern auf Diesel­
öl legt der Rat auf Vorschlag der Kommission ein­
stimmig die Menge fest, um die die Mitgliedstaaten
die in Absatz 1 vorgesehene Treibstoffmenge er­
höhen .

Der Rat beschließt unter den gleichen Bedingungen
die abgabenfreie Einfuhr der gesamten in den nor­
malen Treibstoffbehältern enthaltenen Treibstoff­
menge, sobald die Unterschiede zwischen diesen
Steuern hinreichend verringert worden sind.

(3 ) Jeder Mitgliedstaat kann die abgabenfreie Ein­
fuhr von Treibstoff über die Mengen hinaus ge­
statten , die sich aus der Anwendung der Absätze 1
und 2 ergeben .

(4) Die von einem Mitgliedstaat in Anwendung
der vorstehenden Absätze festgelegten Treibstoff­
mengen müssen unabhängig davon, in welchem Mit­
gliedstaat die betreffenden Nutzkraftfahrzeuge zu­
gelassen sind, gleich sein .

Im Namen des Rates

Der Präsident

O. L. SCALFARO
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